Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1658 


Sachgeblst 224 


Vorblatt 


Änderungsgesetz zur Konvention zum Schutz von 
Kulturgut bei bewaffneten Konflikten 

(Gesetzentwurf des Bundesrates) 


A. Problem 

Zwischen den Ländern und der Bundesregierung bestehen Mei- 
nungsverschiedenheiten darüber, wer die Kosten der Siche- 
rungsmaßnahmen zum Schutz von Kulturgut gegen die Gefahren 
von Luftangriffen zu tragen hat. Deshalb konnten die Ausfüh- 
rungsbestimmungen zu dem Gesetz zu der Konvention vom 
14. Mai 1954 zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Kon- 
flikten vom 11. April 1967 noch nicht erlassen werden. 


B. Lösung 

Bei den Gesetzen auf dem Gebiet des Verteidigungswesens ein- 
schließlich des auch die Sicherung von Kulturgut umfassenden 
zivilen Bevölkerungsschutzes ist es üblich geworden, daß sie 
von den Ländern weitgehend im Aufträge des Bundes durch- 
geführt werden. Diese Regelung führt dazu, daß der Bund im 
Rahmen der Auftragsverwaltung die Zweckausgaben für die 
Sicherung des Kulturgutes gemäß Artikel 104 a Abs. 2 GG auf- 
bringen soll. 


C. Alternativen 

Keine. — Die Bundesregierung erhebt gegen den Entwurf keine 
grundsätzlichen Einwendungen, schlägt jedoch einige Änderun- 
gen des Entwurfs vor. 


D. Kosten 

Die Bundesregierung beabsichtigt, 1972 einen Betrag von 1,5 
Millionen DM im Bundeshaushalt zu veranschlagen. Dieser Be- 
trag soll in den folgenden Jahren um je 500 000 DM erhöht und 
bis zu einem Gesamtbetrag von 5 Millionen DM jährlich ange- 
hoben werden. Die Mittel werden innerhalb des für die zivile 
Verteidigung bestehenden Finanzplanes aufgefangen. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. Dezember 1970 

1/4 (1/5) — 251 06 Ku 2/4/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes den vom Bundesrat in seiner 356. Sitzung am 2. Okto- 
ber 1970 beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zu der Konven- 
tion vom 14. Mai 1954 zum Schutz von Kultur- 
gut bei bewaffneten Konflikten 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist 
in der als Anlage 2 beigefügten Stellungnahme dargelegt. 


Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes zu der Konvention vom 14. Mai 1954 
zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zu der Konvention vom 14. Mai 1954 
zum Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflik- 
ten vom 11. April 1967 (BundesgesetzbL II S. 1233) 
wird wie folgt geändert: 

Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Länder führen dieses Gesetz im Auf- 
trag des Bundes aus, soweit nicht in den Absät- 
zen 2 bis 6 etwas anderes bestimmt ist." 

2. Folgender Absatz 7 wird angefügt: 

„(7) Sow,eit dieses Gesetz gilt, findet das 
Erste Gesetz über Maßnahmen zum Schutz der 


Zivilbevölkerung vom 9. Oktober 1957 (Bundes- 
gesetzbL I S. 1696), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 9. Juli 1968 (BundesgesetzbL I S. 776) keine 
Anwendung. " 

A r t i k e 1 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt, wobei die Rechte und die Verantwortlich- 
keiten der alliierten Behörden, vor allem die ihnen 
zustehenden Befugnisse hinsichtlich der Aufrechter- 
haltung der Sicherheit von Berlin und insbesondere 
auf militärischem Gebiet, unberührt bleiben. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Gemäß Artikel 2 Abs. 1 des Gesetzes zu der Kon- 
vention vom 14. Mai 1954 zum Schutz von Kultur- 
gut bei bewaffneten Konflikten vom 11. April 1967 
(BGBl. II S. 1233) führen die Länder dieses Gesetz 
als eigene Angelegenheit aus. über die rechtliche 
Bedeutung dieser Vorschrift bestehen Meinungsver- 
schiedenheiten. Die Länder vertreten den Stand- 
punkt, daß Artikel 2 Abs. 1 des Gesetzes zu der 
Konvention vom 14. Mai 1954 die Geltung der 
§§ 1, 2, 29 und 32 des Ersten Gesetzes über Maß- 
nahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung vom 
9. Oktober 1957 — 1. ZBG — (BGBL I S, 1696) un- 
berührt gelassen hat. Nach diesen Vorschriften han- 
deln die Länder beim Schutz von Kulturgut gegen 
die Gefahren von Luftangriffen im Auftrag des Bun- 
des; der Bund trägt die den Ländern durch die Siche- 
rung von Kulturgut entstehenden Kosten. Demge- 
genüber ist die Bundesregierung der Auffassung, 
daß die genannten Vorschriften durch Artikel 2 
Abs. 1 des Gesetzes zu der Konvention vom 14. Mai 
1954 materiell aufgehoben worden sind und daß die 
Länder die Kosten der Sicherungsmaßnahmen nach 
Artikel 104 a Abs. 1 GG tragen müssen. 

Wegen dieser Meinungsverschiedenheiten konnten 
die erforderlichen Ausführungsbestimmungen bisher 
nicht erlassen werden. In der neuerdings dem Bun- 
desrat mit Schreiben vom 5. August 1970 zur Zu- 
stimmung nach Artikel 84 Abs. 2 GG übersandten 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zu dem Gesetz 
zu der Konvention vom 14. Mai 1954 (BR-Druck- 
sache 425/70) hält die Bundesregierung weiterhin an 
ihrer Ansicht fest (allgemeiner Teil der Begründung, 
S. 8). Eine Einigung zwischen Bund und Ländern ist 
somit nicht zu erwarten. 

Das vorgesehene Anderungsgesetz soll daher die 
Rechtslage in Übereinstimmung mit den allgemeinen 
Verfassungsgrundsätzen für die Kompetenzvertei- 
lung und die Kostentragungspflicht zwischen Bund 
und Ländern klarstellen: Bei den Gesetzen auf dem 
Gebiet des Verteidigungs Wesens einschließlich des 
auch die Sicherung von Kulturgut umfassenden zivi- 
len Bevölkerungsschutzes ist es üblich geworden, 
daß sie weitgehend im Auftrag des Bundes ausge- 
führt werden. Diese Regelung hat sich bewährt. Sie 
führt dazu, daß der Bund im Rahmen der Auftrags- 
verwaltung die Zweckausgaben für die Sicherung 
des Kulturgutes gemäß Artikel 104 a Abs. 2 GG auf- 
zubringen hat. 

Dies entspricht auch den seinerzeit bei den Bera- 
tungen des Gesetzes zu der Konvention von den 
Vertretern der Bundesregierung im Ausschuß für 


Innere Angelegenheiten (280. Sitzung am 6. Juli 
1966), im Rechtsausschuß (306. Sitzung am 6. Juli 
1966) sowie im Kulturausschuß (72. Sitzung am 
4. Juli 1966) des Bundesrates abgegebenen Stellung- 
nahmen, § 32 des 1. ZBG werde durch das Gesetz 
nicht berührt, die Länder hätten also lediglich die 
Verwaltungskosten, nicht aber die Zweckausgaben 
für die Sicherung des Kulturgutes zu tragen. Diese 
Erklärungen haben die Zustimmung des Bundesrates 
zu dem Gesetz zu der Konvention vom 14. Mai 1954 
maßgeblich beeinflußt. 

Die Höhe der auf Grund der Gesetzes änderung für 
den Bund zu erwartenden Kosten kann gegenwärtig 
nicht angegeben werden. Sie wird von Umfang und 
Zeitfolge der Ausführungsmaßnahmen bestimmt, die 
von der Bundesregierung gemäß Artikel 85 Abs. 2 
GG getroffen werden müssen. Artikel 3 der Konven- 
tion vom 14. Mai 1954, der die Vertragsparteien 
verpflichtet, schon in Friedenszeiten die Sicherung 
des auf ihrem Gebiet befindlichen Kulturgutes gegen 
die absehbaren Folgen eines bewaffneten Konflikts 
vorzubereiten und alle Maßnahmen zu treffen, die 
sie für geeignet erachten, stellt es in das Ermessen 
der Bundesregierung, welche Schutzmaßnahmen zu 
welchem Zeitpunkt getroffen werden. Nur mit die- 
ser Maßgabe sind die Vertragsparteien gemäß 
Artikel 34 der Konvention verpflichtet, innerhalb 
von sechs Monaten nach Inkrafttreten die wirksame 
Durchführung zu gewährleisten. 

Das Gesetz bedarf gemäß Artikel 87 b Abs. 2 GG 
der Zustimmung des Bundesrates. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 1 

Durch die Änderung von Artikel 2 Abs. 1 des Ge- 
setzes zu der Konvention vom 14. Mai 1954 wird 
bestimmt, daß die Länder dieses Gesetz vorbehalt- 
lich der Absätze 2 bis 6 im Auftrag des Bundes aus- 
führen. 

Der neue Absatz 7 regelt das Verhätlnis des Geset- 
zes zu der Konvention vom 14. Mai 1954 zu den 
Vorschriften des Ersten Gesetzes über Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung vom 9. Oktober 
1957. 

Zu Artikel 2 

Die Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


i. 

Die Bundesregierung erhebt gegen den Entwurf 
keine grundsätzlichen Einwendungen. Dabei geht 
sie davon aus, daß Artikel 3 der Konvention die 
Möglichkeit gibt, in den zu erlassenden allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften nach Artikel 85 Abs. 2 des 
Grundgesetzes ntir Maßnahmen zu veranlassen, die 
im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten des Bun- 
des liegen und deren Kosten in vertretbarem Ver- 
hältnis zu den für die zivile Verteidigung insgesamt 
verfügbaren Mitteln stehen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, 1972 einen Be- 
trag von 1,5 Millionen DM im Bundeshaushalt zu 
veranschlagen und hiermit zunächst die Sicherungs- 
verfilmung fortzusetzen. Dieser Betrag soll in den 
Folge jahren um je 500 000 DM erhöht und zur 
Finanzierung weiterer Sicherungsmaßnahmen bis zu 
einem Gesamtbetrag von 5 Millionen DM jährlich 
angehoben werden. Die Mittel werden innerhalb des 
für die zivile Verteidigung bestehenden Finanzplans 
aufgefangen. 

II. 

Im übrigen schlägt die Bundesregierung zu dem Ge- 
setzentwurf folgende Änderungen vor: 

1. Zu Artikel 1 

Nummer 1 und Nummer 2 werden gestrichen 
und durch folgende Fassung ersetzt: 

Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Länder führen dieses Gesetz im Auf- 
trag des Bundes aus, soweit nicht in den Absät- 
zen 2 bis 6 etwas anderes bestimmt ist. Der Bun- 
desminister des Innern übt in seinem Aufgaben- 
bereich die Befugnisse aus, die der Bundesregie- 
rung nach Artikel 85 Abs. 4 des Grundgesetzes 
zustehen. Er kann diese Befugnisse sowie seine 
Weisungsbefugnisse nach Artikel 85 Abs. 3 des 
Grundgesetzes ganz oder teilweise auf das Bun- 
desamt für zivilen Bevölkerungsschutz übertra- 
gen. 

Allgemeine Verwaltungsvorschriften erläßt der 
Bundesminister des Innern mit Zustimmung des 
Bundesrates." 

Begründung 

Da das Gesetz, soweit nicht in den Absätzen 2 
bis 6 etwas anderes bestimmt ist, in Zukirnft in 
Auftragsverwaltung ausgeführt werden soll, er- 
scheint es zweckmäßig, nach dem Vorbild ande- 
rer Gesetzes auf dem Gebiet der zivilen Vertei- 
digung die der Bundesregierung bzw. den ober- 


sten Bundesbehörden nach Artikel 85 des Grund- 
gesetzes zustehenden Befugnisse gemäß Arti- 
kel 87 b Abs. 2 des Grundgesetzes dem Bundes- 
amt für zivilen Bevölkerungsschutz zu übertra- 
gen. Ferner dürfte es ausreichen, wenn die allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften durch den Bun- 
desminister des Innern erlassen werden. 

Statt der vom Bundesrat vorgeschlagenen Anfü- 
gung eines Absatzes 7 in Artikel 2 erscheint es 
aus Gründen der Rechtsklarheit zweckmäßiger, 
die den Schutz von Kulturgut regelnden Bestim- 
mungen des Ersten Gesetzes über Maßnahmen 
zum Schutz der Zivilbevölkerung vom 9. Okto- 
ber 1957 (BGBl. I S. 1696) aufzuheben. Diesem 
Anliegen trägt der nachstehende Vorschlag der 
Bundesregierung zur Einfügung eines weiteren 
Artikels in den Entwurf des Bundesrates Rech- 
nung. 

2. Hinter Artikel 1 wird folgender Artikel 2 einge- 
fügt: 

„Artikel 2 

Das Erste Gesetz über Maßnahmen zum Schutz 
der Zivilbevölkerung vom 9. Oktober 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1696) wird wie folgt geändert: 

a) In § 1 werden die Worte „, insbesondere auch 
das Kulturgut," gestrichen. 

b) Der Sechste Abschnitt „Sicherung von Kultur- 
gut" (§ 29) wird gestrichen. 

c) In § 32 werden die Worte „durch die Siche- 
rung von Kulturgut," gestrichen. 

Begründung 

Die vorgeschlagenen Änderungen bringen ein- 
deutiger als der vom Bundesrat vorgeschlagene 
Absatz 7 in Artikel 2 des Gesetzes zu der Kon- 
vention vom 14. Mai 1954 zum Schutz von Kul- 
turgut bei bewaffneten Konflikten zum Ausdruck, 
daß dieses Gesetz und nicht das Erste Gesetz 
über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölke- 
rung beim Schutz von Kulturgut Anwendung fin- 
den soll. 

3. Artikel 2 wird Artikel 3. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags Nummer 2. 

4. Artikel 3 wird Artikel 4. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags Nummer 2. 
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